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Technikfolgenabschätzung
zum verstärkten Einsatz von
Steinkohle in der Bundesrepu-
blik Deutschland

von Detlev Wintzer*

Die Kohle-Studie wurde von 1980 bis 1984
mit einem relativ hohen Personalaufwand
im Auftrage des damaligen BMFT durchge-
führt. Es wird erläutert, dass die Aktualität
der Studie sich aus den damals vorliegen-
den energiepolitischen und energiewirt-
schaftlichen Besonderheiten ergab. Nach
der Darlegung der Konzeption der Studie
werden die Kernaussagen und die Emp-
fehlungen der Studie umrissen, und es wird
auf die Frage ihrer Folgen eingegangen. Die
Studie ist ein Beispiel dafür, dass der für
eine sorgfältige Bearbeitung erforderliche
Zeitraum in Konflikt geraten kann mit der
Geschwindigkeit, in der sich wirtschaftliche
und politische Rahmenbedingungen und
damit das Beratungsinteresse – im vorlie-
genden Beispiel auf Bundesebene – ent-
scheidend verändern.

1 Anlass und historisches Umfeld der Stu-
die

„Steinkohle – Technikfolgenabschätzung ihres
verstärkten Einsatzes in der Bundesrepublik
Deutschland“ lautet der ausführliche Titel der
hier vorgestellten Studie.

Vom Bundesminister für Forschung und
Technologie wurde im Sommer 1980 eine Stu-
die über die Auswirkungen eines verstärkten
energetischen Einsatzes von Kohle ausge-
schrieben. Die Abteilung für Angewandte Sy-
stemanalyse (AFAS; das heutige ITAS) des
damaligen Kernforschungszentrums Karlsruhe
beteiligte sich an dieser Ausschreibung. AFAS
wurde 1980 mit der Durchführung der Studie
beauftragt und schloss die Bearbeitung der
Studie im Herbst 1984 ab.

An der Bearbeitung der Studie waren 29
Mitarbeiter von AFAS und sieben weitere ex-
terne Wissenschaftler beteiligt. Außerdem lei-
steten neun externe Organisationen mit ein-

schlägigem Sachverstand Beiträge zur Studie –
überwiegend im Rahmen von Unteraufträgen.

Damit ist der außergewöhnlich hohe Per-
sonalaufwand der Studie umrissen. Warum es
zu diesem hohen Aufwand der Studie kommen
konnte, hat im Kern zwei Gründe:

Zum einen gab es – zumindest zu Beginn
der Studie – ein hohes Interesse an einer quali-
tativ hochwertigen und zugleich möglichst we-
nig interessengebundenen wissenschaftlichen
Politikberatung zum Thema. Ein starkes ener-
giepolitisches Interesse hatte sich aufgebaut,
weil die Ölpreiskrisen von 1973 und 1979 die
Suche nach Möglichkeiten zur Verringerung des
Rohöl- Anteils an der Energieversorgung hoch
aktuell gemacht hatten. Vor und zu Beginn der
Studie hatte sich die Anti-Kernenergiebewegung
entwickelt. Erdgas als Primärenergieträger wur-
de angesichts der Reserven- und Ressourcensi-
tuation als mit Erdöl vergleichbar eingeordnet –
wenigstens in groben Zügen. Die Zukunftsaus-
sichten von erneuerbaren Energieressourcen
waren prinzipiell erkannt, es war aber ziemlich
deutlich, dass sie keine Option zur raschen Ver-
ringerung der Ölabhängigkeit sein konnten. Der
deutsche Steinkohlenbergbau hatte mit Absatz-
problemen – hauptsächlich durch den sinkenden
Kohlenabsatz im Bereich der Stahlindustrie –
und daraus resultierenden Beschäftigungspro-
blemen zu kämpfen.

Zum anderen gab es ein großes Interesse
von AFAS, die Stärken einer umfassenden Stu-
die mit einer aktuellen politischen Motivation
unter der Fahne „Technikfolgenabschätzung“ zu
demonstrieren. Die nicht nur von AFAS, aber
besonders von AFAS geführten deutschen Be-
mühungen um eine dem US-Vorbild des OTA
ähnliche TA-Institution waren damals voll im
Gange. In dieser Situation war das Interesse von
AFAS gegeben, möglichst viele interne und
externe Wissensträger in die Studie in solchen
thematischen Bereichen einzubinden, für die ein
guter Sachverstand erkennbar war.

Die Studie wurde beratend begleitet durch
den „Ad-hoc-Ausschuss Kohlestudie“, der vom
Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie berufen wurde.
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2 Zielsetzung und Konzeption der Studie

Im Vordergrund der Studie stand die Frage, ob
ein verstärkter Kohleeinsatz in der Bundesre-
publik zur spürbaren Minderung der Ölabhän-
gigkeit im Verlaufe von zwei bis drei Jahr-
zehnten möglich wäre, und es sollten „die
technischen Möglichkeiten, die Realisierungs-
bedingungen und die ökonomischen, ökologi-
schen und gesellschaftlichen Folgen eines ver-
stärkten Einsatzes von Steinkohle zur Ölsub-
stitution“ systematisch dargestellt und bewertet
werden und Vorschläge zur „Vermeidung oder
Milderung negativer Folgen und zur Überwin-
dung von Realisierungsproblemen des ver-
stärkten Kohleeinsatzes“ gemacht werden.

Diese – mit dem Auftraggeber abgestimmte
– Zielformulierung enthält im Grunde bereits die
groben Züge einer ziemlich umfassend ange-
setzten TA-Konzeption. In der Konzeptbe-
schreibung der Studie wurde von der Anlage
einer „problem-induzierten TA“ gesprochen. Ob
man diese Charakterisierung noch heute so
wählen würde, ist angesichts der ausschrei-
bungsgemäß weit gehenden thematischen Be-
schränkung auf die Ölsubstitution durch Kohle
fraglich, aber wohl nur für TA-Historiker von
Bedeutung.

Wichtig für die methodische Gestaltung
der Studie waren die folgenden Punkte:

- Wegen der Breite des Spektrums infrage
kommender Energietechnologien für Kohle
wurde eine Kategorisierung in drei Tech-
nologiegruppen vorgenommen, die sich
durch unterschiedliche Vor- und Nachteile
auszeichnen, nämlich:
1. Verstromung von Kohle mit zugehörigen

Technologien in den Bereichen der
Raumwärme und der industriellen Pro-
zesswärme,

2. Kohleeinsatz in Heizkraftwerken mit zu-
gehörigen Fernwärmenetzen sowie
Kohleeinsatz in industriellen Dampfer-
zeugern unterschiedlicher Größe sowie

3. Herstellung und Verwendung von flüssi-
gen und gasförmigen Energieträgern aus
Kohle.

- Diesen Technologiegruppen entsprechend
wurden drei „Strategien“ mit zugehörigen
Mengengerüsten für den Kohleeinsatz ent-
worfen, („Verstromungsstrategie“, „Verhei-

zungsstrategie“ und „Veredlungsstrategie“),
bei denen jeweils die gleiche Menge an Mi-
neralöl (20 Mio. t SKE) substituiert werden
würde, wobei unterschiedliche Mengen an
Steinkohle eingesetzt werden müssten.

- Die Mengengerüste wurden beispielhaft für
das Jahr 2000 ausgearbeitet. Dabei war zu
unterscheiden einerseits zwischen einer
mehr oder weniger absehbaren „trendmäßi-
gen“ Verringerung des Mineralöleinsatzes
durch verschiedene Substitutionsvorgänge,
teilweise auch durch rationellere Energie-
nutzung, und andererseits einer darüber hin-
ausgehenden Verringerung des Mineral-
öleinsatzes durch gezielte, strategiegemäße
Fördermaßnahmen für einen verstärkten
Einsatz von Steinkohle. Aus diesem Unter-
scheidungsbedarf und aus anderen Gründen
ergab sich die Notwendigkeit, zunächst die
trendmäßige Entwicklung der Energiebilanz
von 1980 bis 2000 abzuschätzen.

Die Breite und Tiefe der Studie lassen sich wei-
terhin durch die folgenden Angaben illustrieren:

Die technischen Analysen erstreckten sich
auf die detaillierte Untersuchung von 26 Tech-
nologieketten eines möglicherweise verstärkten
Steinkohleeinsatzes zur Ölsubstitution, und mit
etwa ebenso viel ersetzten Technologien des
Mineralöleinsatzes in den diskutierten Bereichen
des Endenergieeinsatzes.

Die technologiespezifischen ökonomi-
schen Analysen umfassten:

� Vergleichende Analysen zur Wirtschaft-
lichkeit

� Vergleichende Analysen zu anlegbaren
Mineralölpreisen, bei denen oder oberhalb
derer die jeweils besprochenen Kohletech-
nologieketten mit den entsprechenden Mi-
neralölketten konkurrieren können

� Abschätzungen zum Subventionsbedarf
� Abschätzungen zum Bedarf an Arbeits-

kräften
� Abschätzungen zum Devisenbedarf.

Die Abschätzungen zu den Umweltfolgen um-
fassten Emissions- und Immissionsanalysen.
Hinsichtlich der diskutierten Schadstoffe er-
streckten sie sich auf:

� Schwefeldioxid (SO2)
� Stickoxide (NOX)
� Schwebstaub und Staubinhaltsstoffe
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� Polyzyklische aromatische Kohlenwasser-
stoffe (PAH)

� Kohlendioxid (CO2)
� Abwässer und feste Rückstände
� Unfall- und Gesundheitsrisiken.

Die Untersuchungen zu den gesellschaftlichen
Bedingungen eines verstärkten Kohleeinsatzes
umfassten

� die energiepolitischen Auffassungen in der
Bevölkerung

� die Beurteilung der Kohlenutzung in der
Bevölkerung

� die Medienberichterstattung zum Thema
� das Konfliktpotenzial der Kohlekritik.

Vergleichende Bewertungen der Vorteile und
der Nachteile wurden zunächst für die einzel-
nen diskutierten Technologien und dann für die
erwähnten Einsatzstrategien für Kohle zur Öl-
substitution ausgearbeitet.

Diese Skizze des methodischen Ansatzes
und der Bearbeitungsschritte der Studie dürfte
den oben beschriebenen Aufwand zur Bear-
beitung angemessen erscheinen lassen. Sie lässt
außerdem den Umfang des Abstimmungsbe-
darfs bei der Bearbeitung der Studie und die
dementsprechenden Anforderungen an die
Integrationsfähigkeit des Projektleiters Rein-
hard Coenen erkennen. In der Gemengelage der
vielen Teilfragen der Studie, der unterschiedli-
chen energiepolitischen Grundeinstellungen
und Einschätzungen der Bearbeiter der Studie
sowie der Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses
Kohlestudie ist es dementsprechend intern und
extern nicht immer nur harmonisch und fried-
lich zugegangen.

3 Kernaussagen und Empfehlungen der
Studie

Die ökonomische Kernaussage der Studie war,
dass nahezu alle betrachteten Möglichkeiten
der Ölsubstition durch Steinkohle zu ihrer
Realisierung Subventionen erfordern würden.
Bei einer Bilanzierung der mittleren realen
Kosten über einen Zeitraum von 20 Jahren
waren jedoch für einige Substitutionsmöglich-
keiten Kostenvorteile aus volkswirtschaftlicher
Sicht erkennbar, insbesondere beim Heizöler-
satz durch Fernwärme aus Kohle-

Heizkraftwerken. Die ungünstigste ökonomi-
sche Bewertung ergab sich für die Ölsubstituti-
on durch die Herstellung von Kraftstoffen aus
Steinkohle. Der Stützungsbedarf für inländi-
sche Steinkohle stellte sich verständlicherweise
als höher heraus als im Falle von Importkohle.

Hinsichtlich des Bedarfs an Arbeitskräften
war bei allen Kohle-Technologien ein Mehrbe-
darf gegenüber den ersetzten Öltechnologien zu
erkennen.

Die Aufmerksamkeit der Umweltanalysen
war in erster Linie auf NOX, SO2, Staub und
PAH gerichtet. Dabei ergaben sich u. a. gewis-
se Vorteile für „Veredlungsstrategien“, die
jedoch einen besonders hohen Subventionsbe-
darf aufwiesen. Der Umfang der (je nach Tech-
nologie) resultierenden Vor- oder auch Nach-
teile lies sich jedoch als gering erkennen im
Vergleich zu den 1984 beschlossenen Rege-
lungen der Großfeuerungsanlagenverordnung,
deren positive Auswirkungen absehbar waren.
Die Untersuchungen zum Abwasseranfall und
zu den anfallenden festen Rückständen führten
ebenfalls nicht zu gravierenden Bedenken.
Hinsichtlich der CO2-Emissionen schnitten die
Technologien mit Kraft-Wärmekopplung am
günstigsten ab. Die Studie wies darauf hin,
dass bei zeitlicher und insbesondere mengen-
mäßiger Extrapolation der Substitutionsoptio-
nen der Kohle die Unterschiede relevant wer-
den könnten, sofern sich das CO2-Problem als
real erwiese.

Dem Gesichtspunkt der Emissionen kli-
marelevanter Gase würde man heute sicher
eine höhere Aufmerksamkeit widmen als vor
20 Jahren.

Die sozialwissenschaftlichen Untersu-
chungen der Studie ergaben Hinweise auf die
Einstellung der Bevölkerung zum Thema. Da-
bei zeichnete sich zweierlei ab: Erstens waren
keine ganz klaren Präferenzen bei den Umfra-
gen zugunsten bestimmter Arten des Kohleein-
satzes zur Ölsubstitution erfassbar. Ein un-
scharfes Präferenzmuster zugunsten der weni-
ger primärenergieintensiven Technologien
zeichnete sich jedoch ab.

Viel Aufmerksamkeit wurde bei den sozi-
alwissenschaftlichen Analysen der Frage ge-
widmet, ob sich möglicherweise eine der Anti-
Kernkraft-Bewegung analoge „Anti-Kohle“-
Bewegung aufbauen würde. Die Antwort war:
Wahrscheinlich nicht.
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Auf die Studienergebnisse zu den Themen
der langfristigen Sicherheit der Energieversor-
gung, der Versorgungssicherheit im Krisenfall,
des Devisenbedarfs, des Investitionsbedarfs,
der Finanzierbarkeit und zu weiteren Teilthe-
men der Studie kann hier nicht näher einge-
gangen werden.

Zum Stichwort Empfehlungen: Den
Schluss der Studie bildete die Ausarbeitung
einer „Mischstrategie“ für den Fall einer politi-
schen Willensbildung für eine Ölsubstitution
durch Kohle. Die Mischstrategie wurde durch
die Auswahl und durch technische Modifika-
tionen so gestaltet, dass sich ein insgesamt
vergleichsweise günstiges Spektrum von Vor-
und Nachteilen ergab – jedenfalls aus der Sicht
der Bearbeiter der Studie.

4 Folgen der Studie und rückblickende
Einordnung

Zunächst ist zu sagen, dass nach ihrem Ab-
schluss keine Strategie zur Ölsubstition durch
Kohle von der Bundesregierung energiepoli-
tisch verfolgt wurde – und dass dies so sein
würde, war schon in der Endphase der Bear-
beitung der Studie erkennbar. Die Ursachen
dafür lagen nicht in einer mangelnden Qualität
der Studie. Sie lagen vielmehr in der raschen
Veränderung der energiewirtschaftlichen Ge-
gebenheiten während der Bearbeitung der Stu-
die:

In den Jahren 1981 und 1982 war das reale
Bruttosozialprodukt um 0,3 % und 1,1 % gesun-
ken, 1983 nur um 1,1 % gestiegen. Der Pri-
märenergieeinsatz war – hauptsächlich rezessi-
onsbedingt – von 408 Mio. t SKE in 1979 auf
362 Mio. t SKE in 1983 gesunken. Der Absatz-
rückgang der Steinkohle in der Stahlindustrie
setzte sich deutlich fort, die Kohlehalden wuch-
sen auf 35 Mio. t SKE, die Arbeitsmarktproble-
me in den Steinkohle-Fördergebieten nahmen
zu. Die Finanzlage des Bundes war durch die
ungünstige wirtschaftliche Entwicklung auch
nicht gerade dazu angetan, umfangreiche Sub-
ventionen zur Ölsubstitution bereitzustellen. Die
Steinkohle war also innerhalb weniger Jahre in
eine klare Defensivposition geraten, das Thema
einer Kohleoffensive zur Ölsubstitution war aus
der energiepolitischen Diskussion geraten. Die
Konjunkturflaute hatte darüber hinaus den Mi-

neralöleinsatz in der Bundesrepublik spürbar
absinken lassen, so dass Maßnahmen zur Ölsub-
stitution nicht mehr als sehr vordringlich er-
schienen.

Nun hat aber die Studie nicht nur Aussa-
gen über Strategien zu einem verstärkten
Steinkohleeinsatz zur Ölsubstitution gemacht,
sondern darüber hinaus für 26 Technologien
des Kohleeinsatzes viele technische, ökonomi-
sche und umweltrelevante Aussagen erarbeitet.
Diese Aussagen waren geeignet, auf der Ebene
einschlägig interessierter Unternehmen oder
Unternehmensverbände auch bei ungünstigen
Gesamtaussichten für die Steinkohle Grundla-
gen beispielsweise für Marktanalysen zu bil-
den. In welchem Umfange dies geschah, da-
rüber kann man verständlicherweise nur Ver-
mutungen äußern.

Bei den Präsentationen der Ergebnisse der
Studie sowie in den Kommentaren und den
Rezensionen des Projektberichtes sind keine
Zweifel an der wissenschaftlichen Qualität der
Bearbeitung vorgebracht worden. Sicher dürfte
auch sein, dass die diskutierte Studie damals
zur Spitzengruppe hinsichtlich der Breite und
Tiefe der untersuchten Gesichtspunkte unter
den in Deutschland erstellten Technikfolgenab-
schätzungen gehörte.

Zu den Folgen der Studie in einem weiteren
Sinne kann man die von 1984 bis März 1986
von AFAS unter Mitarbeit des Fraunhofer-
Instituts für Systemtechnik und Innovationsfor-
schung (ISI) und des TÜV Rheinland – eben-
falls im Auftrage des BMFT – ausgearbeiteten
Studien „Methanol für den Straßenverkehr“ und
„Technikfolgenabschätzung für verschiedene
Kohle-Kraftstoffoptionen“ rechnen. In diesen
Studien wurden – anders als in der Kohlestudie
– auch folgende Optionen untersucht:

� Methanol aus Braunkohle, die bei der Strom-
erzeugung durch Kernenergie ersetzt wird,

� Methanol aus Steinkohle, die bei der Strom-
erzeugung durch Kernenergie ersetzt wird,

� und die Methanolherstellung aus Steinkohle
sowie Braunkohle und anschließender Ben-
zingewinnung mit Hilfe des von Mobil ent-
wickelten MTG-Prozesses

Im Hintergrund dieser Studien standen nicht nur
ein energiepolitisches Interesse an den Teilthe-
men, sondern auch anstehende Entscheidungen
zu Fragen des Ausbaus oder des Abbaus for
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schungspolitischer Fördermaßnahmen für ein-
schlägige Technologieentwicklungen. Auf diese
Studien kann an dieser Stelle jedoch nicht näher
eingegangen werden.
* Der Autor war vom 1.1.1965 bis 31.12.1998

Mitarbeiter des ITAS.
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»

Die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP) als Instrument der
Entscheidungsvorbereitung

von Juliane Jörissen, ITAS*

Technikfolgenabschätzung (TA) und Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) stellen
miteinander verwandte Konzepte dar. Beide
sind Ende der sechziger Jahre in den USA
entstanden als Reaktion auf die zunehmen-
de Sensibilisierung der Öffentlichkeit ge-
genüber den negativen Begleiterscheinun-
gen der technologischen Entwicklung, ver-
bunden mit einem wachsenden Unbehagen
an den traditionellen Entscheidungsverfah-
ren. Beide streben eine engere Verknüpfung
von wissenschaftlicher Erkenntnis und poli-
tisch-administrativer Entscheidung an, mit
dem Ziel, Technik- und Umweltpolitik effizi-
enter und konsensfähiger zu gestalten.
Während die TA schon immer ein zentrales
Aufgabengebiet von AFAS/ITAS war, so-
wohl was die Entwicklung von Methoden
und Konzepten als auch was die Durchfüh-
rung konkreter Studien zu verschiedenen
Technologien anbetrifft, bildete die Be-
schäftigung mit der UVP einen eher tempo-
rären Arbeitsschwerpunkt in den Jahren
1986-1991. Anlass dafür war die Verab-
schiedung der EG-Richtlinie über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten und
deren Umsetzung in nationales Recht.

1 Einführung

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein am
Vorsorgeprinzip orientiertes Instrument zur
Vorbereitung von Entscheidungen über um-
weltrelevante Vorhaben. Sie soll gewährleisten,
dass die voraussichtlichen Umweltauswirkun-
gen solcher Vorhaben in einem geordneten,
möglichst transparenten Verfahren, an dem
sich die Öffentlichkeit und andere Behörden
beteiligen können, umfassend und systematisch
ermittelt und bewertet werden, bevor über de-
ren Zulassung entschieden wird. Schon diese
kurze Definition macht deutlich, dass es zwi-
schen TA und UVP zahlreiche Parallelen gibt.
Die gemeinsame Zielrichtung der beiden In-
strumente lässt sich anhand von vier grundle-
genden Postulaten verdeutlichen:


